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die bewältigung der weltweiten finanz- und wirtschaftskrise erfordert internationale regeln. das ordnungsmodell der  

Sozialen marktwirtschaft bietet einen solchen orientierungsrahmen. es hat sich national bewährt. die Staaten der europä-

ischen union verpflichten sich im Vertrag von lissabon auf eine „wettbewerbsfähige Soziale marktwirtschaft” hinzuwirken. 

die institutionen der europäischen union, insbesondere das europäische parlament, haben gerade in den zurückliegenden 

monaten unter beweis gestellt, dass sie diesem auftrag rechnung tragen. nun muss den prinzipien auch international  

geltung verschafft werden. worauf es dabei ankommt haben führende repräsentanten von politik und wissenschaft in der 

europäischen union in den folgenden leitlinien festgehalten.

Präambel

die zunehmende wirtschaftliche und politische Verflechtung 

hat in zahlreichen ländern der welt zu mehr wachstum und 

wettbewerb geführt, die bildungschancen verbessert, die 

soziale infrastruktur gestärkt und armut reduziert. dennoch 

sind frieden, freiheit und gerechtigkeit bedroht. die un-

gleichverteilung des weltweiten wohlstandes ist für wach-

sende politische und soziale Spannungen mitverantwortlich. 

die gegenwärtige finanz- und wirtschaftskrise kann nur mit 

internationalen regeln für die finanzmärkte bewältigt wer-

den. das erfordert ein gemeinsames bekenntnis zu nachhal-

tigem wirtschaften. wir brauchen einen internationalen  

konsens, der wohlstand, soziale gerechtigkeit und nachhal-

tiges wirtschaften auf der grundlage gemeinsamer prinzi-

pien und werte ermöglicht. dabei dürfen die positiven wir-

kungen der globalisierung auch in krisenzeiten nicht durch 

nationalen oder regionalen protektionismus gefährdet wer-

den. gemeinwohlorientierung, demokratische legitimation 

und die unverletzlichkeit der menschenwürde sind das fun-

dament, auf dem ein solcher konsens – unter berücksich-

tigung kultureller und gesellschaftlicher besonderheiten –  

aufbaut.

leItlInIen

Solidarität und Subsidiarität sind die leitprinzipien. die Soli-

darität sorgt dafür, dass die marktwirtschaft sich immer wie-

der durch ihre orientierung am gemeinwohl legitimiert. die 

Subsidiarität schafft und garantiert den raum für eigenver-

antwortung und eigeninitiative.

1. rechtsstaatliche rahmenordnung

ein funktionsfähiges, verlässliches und demokratisch legiti-

miertes rechtssystem ist grundlage für effizientes und 

nachhaltiges wirtschaftliches handeln. es schafft die Voraus-

setzung für eine leistungsfähige wirtschaft, für eine effizi-

ente und bürgernahe staatliche Verwaltung sowie für die  

berücksichtigung der prinzipien einer guten regierungsfüh-

rung. regulierende elemente und eine konsequente aufsicht 

kontrollieren die einhaltung der regeln und bestrafen regel-

widriges Verhalten. das ist kein Selbstzweck. regulierung  

ist angemessen und richtig, um die anreize in der wettbe-

werbswirtschaft so zu gestalten, dass dezentrales handeln 

im wettbewerb zu gesellschaftspolitisch nützlichen ergebnis-

sen führt.

2. eigentumsordnung und beschäftigung

eine effiziente und auf nachhaltigkeit ausgerichtete wirt-

schaftsstruktur muss auf einer privaten eigentumsordnung 

beruhen, die die Verfügungsrechte an gütern in die hände 

von privaten unternehmern und haushalten legt. privates 

eigentum schafft den entscheidenden antrieb für einkom-

menserwerb durch arbeit und ist die grundlage eines inno-

vativen unternehmertums. nur eine auf privatem eigentum 

beruhende wirtschaftsordnung sichert nachhaltig beschäfti-

gung. auf dieser grundlage können eigenverantwortung und 

eigeninitiative entstehen, ohne die ein effizienter umgang 

mit eigenem potential, bildung, innovation, wachstum und 
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gesundheitsversorgung sind bereiche, die der Staat mitge-

stalten muss. bei sozialer bedürftigkeit ist der Staat in be-

sonderem maß gefordert. Staatliche eingriffe sollten jedoch 

begrenzt sein. 

7. Solidarität und soziale Sicherung

wirtschaftliches wachstum begünstigt die armutsbekämp-

fung. die marktwirtschaft kann das entstehen von einkom-

mensunterschieden und die benachteiligung von  teilen  

der bevölkerung nicht verhindern. in einer marktwirtschaft 

sind deshalb breitenwirksame, marktkonforme soziale Siche-

rungssysteme, mechanismen eines regionalen ausgleichs 

sowie ein leistungsorientiertes Steuersystem erforderlich, 

um den sozialen frieden zu sichern und eine angemessene 

teilhabe breiter bevölkerungsschichten an der wirtschaft-

lichen und gesellschaftlichen entwicklung zu ermöglichen.

8. anreizkompatibilität

zur finanzierung der Staatsaufgaben bedarf es in einer 

marktwirtschaftlichen ordnung eines anreizorientierten 

abgabensystems. abgaben dürfen nicht so gestaltet sein, 

dass sie leistungsanreize vermindern oder zu allokativen 

Verzerrungen führen. 

9. nachhaltigkeit 

Jede wirtschaftsordnung muss sich auch an ihren langfristi-

gen ergebnissen messen lassen. nachhaltigkeit ist in öko-

logischer, sozialer und fiskalischer hinsicht eines der wich-

tigsten erfolgskriterien und ein ausdruck der generationen-

gerechtigkeit. eine auf Verantwortung und auf haftung ba-

sierende rechtsordnung stärkt nachhaltigkeit. insbesondere 

eine aktive klimaschutzpolitik ist eine wirtschaftliche und 

moralische Verpflichtung zur Sicherung der natürlichen  

lebensgrundlage zukünftiger generationen. 

10. Politik der offenen märkte

nationale alleingänge sind kein heilmittel in der krise, im 

gegenteil: Sie können die weltweiten auswirkungen der 

wirtschaftskrise verschlimmern. entscheidend sind eine  

koordinierte politik der offenen märkte sowie die beachtung 

fairer Spielregeln. gegen protektionismus und ökonomischen 

nationalismus müssen relevante internationale institutionen 

weiter gestärkt werden. 

wohlstand unvorstellbar ist. privates eigentum kennzeichnet 

eine wettbewerbsordnung, in der eine Vielzahl kleinerer und 

mittlerer unternehmer für ihr engagement mit ihrem per-

sönlichen eigentum haften. eigentum beinhaltet eine soziale 

Verpflichtung. Sein gebrauch soll zugleich dem wohle der 

allgemeinheit dienen. dies gewährleistet maßvolles, nach-

haltiges unternehmerisches handeln und bewahrt vor ein-

seitigem und kurzfristigem renditestreben. 

3. Wettbewerb als Grundlage

eine weltweite wettbewerbsordnung auf der grundlage  

freier preisbildung optimiert die allokation knapper mittel. 

der funktionsfähige wettbewerb ist der motor nachhaltigen 

wirtschaftens. er fördert effizienz und fortschritt, stärkt  

verantwortliches handeln und verhindert das entstehen von 

einseitiger marktmacht. eine wettbewerbsordnung verlangt 

national wie international offene märkte und eine kontrolle 

der marktmacht und konzentration durch den Staat und  

die Staatengemeinschaft. wettbewerb basiert auf dem leis-

tungsprinzip und der chancengleichheit.

4. anwendung des haftungsprinzips

die freiheit des wettbewerbs bedingt die anwendung des 

haftungsprinzips, um den leistungswettbewerb an die Ver-

antwortung der jeweils handelnden zu binden. gewinnaus-

sichten stimulieren den wettbewerb. das persönliche ein-

stehen bei Verlusten begrenzt zugleich unverantwortliches 

und übertrieben risikobehaftetes handeln.

5. Stabilität der wirtschaftlichen rahmenbedingungen

eine marktwirtschaftliche ordnung bedarf einer langfristig 

ausgerichteten wirtschaftspolitik und größtmöglicher makro-

ökonomischer Stabilität. dies gilt insbesondere für nationale 

und internationale finanzmärkte. investitionen und lang-

fristige konsumentscheidungen setzen Vertrauen in eine  

stabile rahmenordnung voraus. dazu gehört auch die ableh-

nung protektionistischer maßnahmen sowie einer geldpolitik, 

die sich nur an kurzfristigen nationalen wirtschafts- und 

wachstumszielen orientiert.

6. bereitstellung öffentlicher Güter durch den Staat 

in einer marktwirtschaftlichen ordnung muss der Staat die 

bereitstellung öffentlicher güter gewährleisten, wenn der 

markt diese güter nicht oder nur unzureichend zur Verfü-

gung stellt. eine leistungsfähige infrastruktur, grundlegende 

bildungschancen und der zugang zu einer umfassenden  
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erfolGSbedInGunGen für eIne Globale  

SozIal- und marktWIrtSchaftlIch orIen-

tIerte WIrtSchaftSordnunG

eine offene und globale wirtschaft braucht einen internatio-

nalen rahmen. prinzipien und regeln, die sich auf nationaler 

wie europäischer ebene im rahmen einer sozial- und markt-

wirtschaftlich orientierten wirtschafts- und werteordnung 

bewährt haben, müssen auch auf internationaler ebene an-

gewandt werden. diese prinzipien verbinden freiheit und 

Verantwortung zum nutzen aller. Sie müssen insbesondere 

im bereich der finanzmärkte verbessert und in der welthan-

delsordnung gestärkt werden. erforderlich sind die auswei-

tung der legitimation, der funktionsfähigkeit und der ver-

tieften zusammenarbeit internationaler institutionen sowie 

die Schaffung integrativer kooperationsforen. ein verlässli-

ches rechtssystem und eine subsidiaritätsorientierte demo-

kratische ordnung sind die grundlage dafür. politischer wett-

bewerb und politische partizipation in den nationen fördern 

die wirtschaftliche entwicklung und die Stabilität der inter-

nationalen gesellschafts- und wirtschaftsordnung. die not-

wendige information durch unabhängige medien und Ver-

bände kann nur in einer solchen ordnung ermöglicht wer-

den. konsens und das bekenntnis der politischen, wirtschaft-

lichen und gesellschaftlichen akteure zum interessenaus-

gleich im nationalen und internationalen rahmen sind die 

Voraussetzung für „wohlstand für alle”.
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